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Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg,

Nr. 20 Dienstag, den 18. Februar 1930 32. Jahrg.
Donnerstag, den 27. Februar, 14 Uhr,

Mütterheratungsgtunde
im Bürgerſaal.

Kemberg, den 14. Februar 1930.
Der Magiſtrat.rundotüchsberpachtung

Mittwoch, den 19. Februar 1930, um 19
Ahr ſoll im Ratskeller der Ackerplan Nr. 1 in der Unter
förſte, 49,64 ar groß, öffentlich meiſtbietend verpachtet werden.

Kemberg, den 17 Februar 1930.

24 Der Magiſtrat.
Neues in Kürze.

Das Jahr 1930 erfordert im deutſchen Haushalt eine Mil
liarde Mehrausgaben, zu deren Deckung u. a. 220 Millionen
Mark durch neue Steuern aufzubringen ſind.

Die Saarregierung verſucht durch ſchikanöſe Verordnungen
zu Ungunſten der Sparkaſſen den ihr ergebenen Banken die
Finanzgeſchäfte zuzuſchieben.

Wie verlautet, werden die Großmächte in Moskau einen
gemeinſamen Schritt unternehmen, um den dort im Gange be

indlichen Kirchenverfolgungen zu ſteuern
Schwere Unruhen in Spanien, hervorgerufen durch Ar

beitsloſenkrgwalle, Ausſchreitungen und Plünderungsverſuche,
laſſen die Gerüchte über gewaltſame Umwälzungen nicht ver
ſtummen.

Zollfrieden?
S v G Jn Genf beginnt wieder eine der großen inter

nationalen Tagungen. 27 europäiſche Staaten alſo
ganz Europa mit Ausnahme von Sowjetrußland und
Albanien, haben Vertreter zu dieſer Konferenz entſandt.
Daneben treten Japan, San Domingo, Cuba und einige

andere außereuropäiſche Staaten mit Beobachtern auf.
Es handelt ſich alſo um eine rein europäiſche Konferenz
im Rahmen des Völkerbundes, und das erklärt ſich dar
aus, daß das Thema der Konferenz der europäiſche Zoll
de iſt. Die Vollverſammlung des Völkerbundes hat

ie Forderung aufgeſtellt, daß man verſuchen ſollte, in
einer Reihe von Etappen zu einem europäiſchen Zoll-
frieden zu kommen. Und dieſe Konferenz ſoll den end
gültigen Zollfrieden durch einen zwei- bis dreijährigen
Zollwaffenſtillſtand vorbereiten. Man hat zur Einlei
tung der Konferenz die Regierungen aller beteiligten
Länder über ihre Bereitwilligkeit, an dieſer Vorberei
tung teilzunehmen, befragt, mit dem Ergebnis, daß mit

Ausnahme zweier europäiſcher Staaten ſämtliche Regie
rungen ſich beteiligen. Ergeben ſich daraus günſtige
Ausſichten für das Konferenzergebnis? Steht der Zoll-
waffenſtillſtand in Europa bevor? Man darf aus der
ſtarken Beteiligung nicht auf die praktiſchen Ausſichten
ſchließen. Was bisher an Aeußerungen maßgebender
Wirtſchaftskreiſe vorliegt, eröffnet der Zollfriedenskon
ferenz keine günſtigen Perſpektiven.

Zwar iſt von der Genfer Völkerbundsverſammlung
ausdrücklich beſchloſſen worden, daß man nicht wieder
eine Sachverſtändigenkonferenz einberufen will, wie es
die große Weltwirtſchaftskonferenz war, ſondern daß an
Stelle der Sachverſtändigen, die nur gutachtliche Aeuße
rungen abgeben können, bevollmächtigte Vertreter der
Regierungen treten ſollen. Darin kam der Wunſch der
Völkerbundsverſammlung zum Ausdruck, praktiſche Er
gebniſſe herbeizuführen. Die führenden Länder haben
als Leiter ihrer Delegationen denn auch Kabinettsmit-
glieder entſandt. Aus Deutſchland werden der Reichs
wirtſchaftsminiſter Schmidt und der Reichsernährungs-
miniſter Dietrich teilnehmen, Frankreich und England
ſind durch ihre Handelsminiſter vertreten. Das Wirt
ſchaftskomitee des Völkerbundes hat auch bereits einen
Entwurf für den geplanten Zollwaffenſtillſtand aus
gearbeitet. Trotzdem es beſteht nicht einmal Ausſicht
darauf, daß dieſer Entwurf ernſthaft zur Diskuſſion kom
men wird. Beabſichtigt war, einen Kollektivvertrag der
beteiligten Staaten zuſtande zu bringen, durch den ſämt
liche Zollſätze für zwei Jahre gebunden werden ſollten,
ſo daß in dieſer Zeit Zollerhöhungen nicht möglich
wären. Man kennt im beſtehenden Handelsvertrags
ſyſtem bis jetzt die Bindung einzelner Zollſätze zwiſchen
zwei beteiligten Staaten. Davon würde ſich der geplante
Vertrag dadurch unterſcheiden, daß ſämtliche Poſitionen
der beſtehenden Zolltarife gebunden wären und daß eben
nicht nur ein zweiſeitiger, ſondern ein umfaſſender Ver
trag das Ziel iſt.

Aber gegen dieſen umfaſſenden Charakter der ge
planten Abmachungen hat ſich zum Beiſpiel die franzö
ſiſche Kammer ſehr entſchieden ausgeſprochen. Jn der
franzöſiſchen Kammer iſt zum Ausdruck gekommen, daß

ein ſolches Vertragswerk eine Einſchränkung der ſtaat-
lichen Autonomie darſtellen würde, die unmöglich hin
genommen werden könne. Die engliſchen Handelskam-
mern haben, wenn auch nicht unter dieſem politiſchen,
ſondern unter einem wirtſchaftlichen Geſichtspunkt, eben
falls eine Ablehnung der Genfer Pläne ausgeſprochen
Sie haben ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß es keinen
Sinn habe, eine Bindung der Zollſätze auf dem jetzigen
hohen Zollniveau zu vereinbaren, ſondern daß ſtatt einer
Zollſtabiliſierung eine Zollſenkung das Ziel ſein müſſe
Beſonders eigenartig ſind dieſe Aeußerungen aus Frank
reich und England, weil der Beſchluß der Völkerbunds
verſammlung, durch den die jetzige Konferenz einberufen
worden iſt, auf einen engliſch-franzöſtſch-belgiſchen Vor
ſchlag zurückgeht. Jn Deutſchland, das an fenem Antrag
alſo nicht beteiligt war, iſt die Aufnahme weſentlich
freundlicher geweſen. Der Reichswirtſchaftsrat hat über
dieſe Frage vor kurzem ein Gutachten erſtattet, das darin
gipfelt. die Jdee des Zollfriedens ſei des Jntereſſes und
der Förderung wert. Die deutſche Delegation wird bei
ihrem Vorgehen in Genf ſich ſelbſtverſtändlich an dieſes
Gutachten halten. Jmmerhin müſſen vom deutſchen
Standpunkt aus ebenfalls die Ceſchts u beagchtet
werden, von denen eine Förderung oder Schädigung der
materiellen deutſchen Jntereſſen abhängt. Das iſt zum
Beiſpiel die Frage des Stichtages, der für ſolche Zoll

bindungen feſtgeſetzt werden würde. Denn es würde
natürlich darauf ankommen, die Stabiliſierung auf
einem Zollniveau vorzunehmen, das den augenblicklichen
Bedürfniſſen der beteiligten Staaten entſpricht, das alſo
vom deutſchen Standpunkt aus auch die am 1. Januar
in Kraft getretenen neuen Zollgeſetze umfaſſen müßte.

Aber wird m Aeußerungen, die aus
England und Frankreich vorliegen, vorausſichtlich gar
nicht kommen. Es handelt ſich bei dieſer Genfer Konfe
renz um eine erſte gemeinſame Ausſprache der europäi-
ſchen Staaten über ihre Wirtſchaftsziele- eine Aus
ſprache, die aber eine Spitze gegen Außereuropa ſchon
deshalb nicht trägt, weil ſie im Rahmen des Völkerbun
des, alſo einer Europa und Ueberſee umfaſſenden Orga
niſation ſtattfindet. Ob bei dieſer erſten gemeinſamen
Ausſprache die Regierungen einzelner Länder, alſo zum
Beiſpiel Frankreich und England, in der Lage ſein wer
den, ſich über die ablehnenden Urteile ihrer Wirtſchafts
kreiſe hinwegzuſetzen, iſt abzuwarten. Jn jedem Fall
wird es nützlich und zweckmäßig ſein, daß man ſich inner
halb Europas über die Möglichkeiten einer wirtſchaft
lichen Zuſammenarbeit einmal klar wird und daß man
in dieſer Ausſprache verſuchen kann, feſtzuſtellen, auf
welchem Gebiete die gemeinſamen Intereſſen liegen.

oungplan im Ausſchuß.
Gemeinſame Tagung in aller Oeffentlichkeit

o Berlin, 15. Februar.
Jn der gemeinſamen Sitzung des Auswärtigen Aus

ſchuſſes und des Haushaltsausſchuſſes des Reichstages wurde
zunächſt feſtgelegt, daß die Hauptausſprache in gemeinſamer
Tagung durchgeführt wird, während die Einzelberatung
der Vorlage in Sonderſitzungen der beiden Ausſchüſſe er
ledigt werden ſoll. Zu Berichterſtattern für das Plenum
beſtimmte der Ausſchuß die Abgeordneten Dr. Breitſcheid
(Soz.) und Dr. Hoehſch (Chriſtlichnationale Arbeitgemein-
ſchaft). Die ſachliche Beratung wurde mit der Frage der
tatſächlichen Höhe der finanziellen Geſamtlaſten begonnen.

Reichsaußenminiſter Dr. Curtius
bat dringend, die Oeffentlichkeit nicht weiter damit zu be
unruhigen und irre zu führen, daß man die Jahreszahlun-
gen addiere und eine Rieſenſumme nenne, die Deutſchland
dann zu zahlen habe. Er vergleiche die deutſche Repara
tionslaſt mit einer Hypothek, um zu dem Ergebnis zu kom
men, daß der Kapitalwert nicht mehr als 34,5 Milliarden
Mark betrage. Der Gegenwartswert des Dawesplanes be
trage dagegen rund 49 Milliarden. Nach dem Dawesplan
hätten wir in den nächſten 10 Jahren über 7 Milliarden
mehr zu zahlen.

Die Ausſprache eröffnete der deutſchnationale Abgeord
nete Dr. Reichert, der ſich gegen die Berechnungen des Mi
niſters wandte. Den größten Nachteil des Youngplanes ſieht
er in der Tatſache, daß die deutſchen Leiſtungen nicht nach
der deutſchen Leiſtungsfähigkeit berechnet, ſondern mit der
Kriegsverſchuldung unſerer Gegner in Verbindung gebracht
würden. Für die Chriſtlich-Nationale Arbeitsgemeinſchaft
ſprachen Dr. Hoetzſch und die Abgeordneten Dr. Klönne und
von Sybel. Dr. Hoetzſch hielt eine förmliche Verbindung der
Reparationen mit den interalliierten Schulden für beſſer,
nachdem nun einmal eine tatſächliche erfolgt ſei. Auch die
Abgeordneten von Sybel und Klönne errechneten eine Ver
ſchlechterung dürch den Youngplan.

Reichsaußenminiſter Dr. Curtius
erwiderte, daß ſchon auf der Londoner Konferenz ein Zah-
lungsplan aufgeſtellt worden ſei, nach dem Deutſchland
jährlich zwei Milliarden zuzüglich 26 v. H. der deutſchen

Ausfuhr zu zahlen habe. Das würde für 1929 eine Zahlung
von 51 Milliarden bedeuten. Dr. Dernburg (Dem.) be
tonte, daß der Youngplan nur eine Etappe auf dem Wege
der Reparationsregelung darſtelle. Die deutſche Wirtſchafts
lage werde von der Rechten zu ungünſtig beurteilt.

Nur im äußerſten Notfall
Die Beſchäftigung ausländiſcher Landarbeiter.

o Berlin, 15. Februar.
Mit Zuſtimmung des Reichsrats und nach Anhörung

des Verwaltungsrats der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt
lung und Arbeitsloſenverſicherung hat der Reichsarbeits
miniſter beſtimmt, daß im Jahre 1930 insgeſamt für
109 000 ausländiſche Landarbeiter die Genehmigung zur
Beſchäftigung erteilt werden darf. Jn ſeinem Erlaß er
ſucht der Reichsarbeitsminiſter, dafür zu ſorgen, daß die
Nötwendigkeit, ausländiſche Landarbeiter zu beſchäftigen,
in jedem Einzelfall mit beſonderer Sorgfalt geprüft wird.
Insbeſondere dürfen landwirtſchaftliche BVetriebe, die
deutſche Landarbeiter entlaſſen und ſolche Landarbeiter
nicht wieder eingeſtellt haben, ausländiſche Landarbeiter
in der Regel nicht erhalten, jedenfalls nur dann, wenn
eindeutig nachgewieſen wird, daß deutſche Landarbeiter tat
ſächlich nicht zur Verfügung ſtehen.

Der preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt hat die
ſtaatlichen Vertreter in den Verwaltungsausſchüſſen der
Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenver
ſicherung durch einen Runderlaß angewieſen, nachdrücklichſt
dafür einzutreten, daß die vorſtehend erwähnte Anweiſung
des Reichsarbeitsminiſters genau durchgeführt wird. Das

e n en Arbeitskräften iſt ame aus h Für diejenigen Betriebe zu verneinen. die inländiſcheaus an inſen veten e die gleiche Anzahl inlän
diſcher Arbeiter wieder einzuſtellen. Nur wenn der ein
wandfreie Nachweis erbracht iſt. daß alle Bemühungen,
einheimiſche Arbeitskräfte zu erhalten, geſcheitert ſind, dür
fen die ſtaatlichen Vertreter in den Verwaltungsausſchüſſen
der Bewilligung ausländiſcher Arbeitskräfte bei Vorliegen
der ſonſtigen Vorausſetzungen zuſtimmen. Der Miniſter für
Volkswohlfahrt erſucht in ſeknem Runderlaß die Oberprä-
ſidenten und Regierungspröſidenten, die Landräte anzu
weiſen, der Entlaſſung einheimiſcher Arbeitskräfte auf dem
Lande ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden und über
Entlaſſungen, die über den normalen Wechſel an Arbeits
perſonal hinausgehen. zu berichten.

Eine Milligrde Mehrausgaben für 1930.
Für 220 Millionen Mark neue Steuern.

e Berlin, 16. Februar.
Bei den bisherigen Beratungen der Fraktionsführer hat

ſich ergeben, daß insgeſamt der Haushalt für 1930 gegen
über dem von 1929 eine Milliarde Mehrausgaben bringt.
Dieſe Mehrausgaben ſetzen ſich zuſammen aus den Summen
von 450 Millionen für den Schuldentilgungsfonds, aus
50 Millionen weiteren Sachausgaben und endlich aus 500
Millionen Mehrausgaben für den Haushalt des Reichs
arbeitsminiſteriums. Jn dieſen 500 Millionen iſt allerdings
die Ausgabe für die Reichsanſtalt für Arbeitsloſenverſiche
rung in Höhe von 250 Millionen enthalten. Die weiteren
Mehranforderungen des Reichsarbeitsminiſteriums beziehen
ſich u. a. auf die Krifenfürſorge, auf die erhöhten Zuſchüſſe
für die Sozialverſicherung und auf die erhöhten Ausgaben
für die Knappſchaftsverſicherung und die Jnvalidenverfſiche
rung infolge der Lex Brüning. Die Mittel für die Wochen
beihilfe, die bisher vom Reich geleiſtet worden ſind, werden
in Zukunft von den Krankenkaſſen übernommen Es ſind
lediglich 5 Millionen an bedürftige Krankenkaſſen für dieſen
Zweck in Rechnung geſtellt worden.

Bei den gegenwärtigen Beratungen iſt nun inſofern eine
neue Grundlage gefunden worden, als es ſich nicht mehr
um Steuervorlagen in Höhe von 370. Millionen, ſondern
nur noch in Höhe von 220 Millionen Mark handelt, da die
154 Millionen Defizit aus dem Jahre 1928 buchmäßig
abgedeckt ſind, aber auf den Schuldentilgungsfonds Anrech
nung finden. Der Reichsbankpräſident hat von ſich aus
Einwände gegen eine ſolche Regelung nicht erhoben. An
geſichts dieſer Sachlage hat ſich das Steuerproblem ver
einfacht.

Es genügt nunmehr die einfache Bierſteuererhöhung in
Höhe von 180 Millionen Mark mit den erhöhten Kaffee
und Teezöllen, die mit 50 Millionen in Anrechnung ge
bracht ſind. Wenn die Regierungsparteien ſich zu einer
ſolchen Löſung entſchließen würden, ſo hätte das den Vor
teil, daß dieſe Regelung tatſächlich noch vor der dritten
Leſung des Youngplans in Kraft geſetzt werden könnte,
da der Entwurf über die Bierſteuererhöhung den Reichsrat
paſſiert hat und noch im Steuerausſchuß zur weiteren Be
ratung liegt. Die Erhöhung der Kaffee und Teezölle
könnte von der Reichsregierung im Wege der Verordnung

vorgenommen werden. eEs hat aber den Anſchein, als ob von gewiſſer Seite
immer noch eine Erhöhung der Amſatzſteuer gefordert wird,



und zwar ſcheint hier die Bayeriſche Volksparter rretvenv
zu ſein. Der Sinn der Umſatzſteuererhöhung ſoll der ſein,
den Ländern erhöhte Ueberweiſungen zukommen zu laſſen.
Ueber die Frage der

Sanierung der Arbeitsloſenverſicherung
dürfte in abſehbarer Zeit auch eine Einigung zu erzielen

Kun da grundſätzliche Bedenken gegen den Verkauf der
eichsbahnvorzugsaktien an die Angeſtelltenverſicherung

und an die Jnvalidenverſicherung bisher jedenfalls noch
nicht geäußert worden ſind. Es wird die Frage der For
malitäten und Modalitäten noch zu erörtern ſein. Jn par
lamentariſchen Kreiſen wird u. a. vorgeſchlagen, aß es
zweckmäßiger wäre, wenn die beiden Sozialverſiche
rungen ſich mit der Reichsregierung auf
rein kaufmänniſcher Baſis über den Verkauf
der Vorzugsaktien einigen würden. Wenn die Angeſtellten
verſicherung und die Jnvalidenverſicherung prinzipiell ge
neigt ſind, dem Vorſchlag zu entſprechen, ſo wird ein
beſonderes Geſeß unnötig. Jm anderen Falle
braucht die Reichsregierung ſich nur vom Reichstag eine
n h n über den Verkauf der Vorzugsaktien geben
zu laſſen, und außerdem müßte im Haushalt 1930 der Ein

nahmepoſten, der die Zinſen für die Reichsbahnvorzugs
rer verzeichnet, um den fälligen Beträg vermindert wer

Reichsbankpräſident Schacht ſpricht.
Eine Rede auf der Schaffermahlzeit in Bremen.

Bremen, 15. Februar.
Auf der i der Seefahrt abgehaltenen „Schafferwahre en e ne Reihe führender Perſönlichkeiten

aus der hanſeatiſchen und binnenländiſchen Wirtſchaſt teil
nahmen, dankte Reichsbankpräſident Dr. Schacht im Namen
der Gäſte und führte dabei u. a. aus:

„Wir ſprechen alle Zeit vom Schaffen, wir wiſſen aber,
daß es nicht nur auf das Schaffen ankommt, ſondern

auf den Willen, der hinter dem Schaffen ſteht.
„Jn dem Mangel an Willen, der durch das deutſche Volk

geht, empfinde ich die ganze große moraliſche Kriſe unſeres
Volkes Wir haben nirgends mehr das Gefühl in der Be
völkerung, daß der Einzelne für ſein Schickſal verantwortlich
iſt, daß er alles einſetzen muß, wenn er etwas im Leben er
reichen will. Anſer Jdeal in Deutſchland iſt das Jdeal des
Sozialrentner, der mit dem Augenblick, wo er in die Wiege
gelegt wird, ſämtliche Verſorgungsſcheine einſchließlich
der Sterbekaſſe mitbekommt.

Wir fühlen uns nicht als Bürger des Staates, ſondern
wir ſühlen uns als Wohlfahrtsempfänger eines uns frem
den ſtaatlichen Organismus, der irgendwo in der Luft
ſchwebt. Hier in Bremen gtmet man etwas vom Wagemui
des Seefahrers, der aus der engeren Heimat hinausgeht,
ſein eigenes Schickſal in der Hand nimmt und im idealſten
Sinne des Wortes, ſich und ſein Leben einſetzt, um das Glüdh
nach Hauſe zu bringen. Jch hoffe, daß von hier aus der
Geiſt ins Binnenland hinausgetragen wird, daß jeder
Deutſche von ſich ſagt Von mir und meinem Willen hängt
das Schickſal Deutſchlands ab.

Die Kirchenverfolgungen in Rußland.
Mächte Vorſtellungen in Moskau.

o Berlin, 16. Februar.
In ausländiſchen diplomatiſchen Kreiſen verlautet, daß

drei Großmächte, die Botſchaften in Moskau unterhalten
und in guten Beziehungen zum Vatikan ſtehen, den Appell
des Papſtes, daß Sowjetrußland die Verfolgung der Glau
bensbekenntniſſe in der Sowjtunion einſtellen möge, zu un
terſtützen beabſichtigen.

Die drei diplomatiſchen Vertretungen würden die
Sowjetregierung darauf hinweiſen, daß die gegenwärtige
Politik der Sowjetregierung gegen die Kirchen im Aus
lande keine Unterſtützung finden könne und daß ſte ſelbſt
verſtändlich zu einem Rückſchlag der Sympathien für die
Sowjetunion im Ausland führen müſſe. Dieſer Schritt ſoll
in inoffizieller Form erfolgen, da ſich die drei Großmächte
nicht in die inneren Angelegenheiten Rußlands einmiſchen
wollen. Sie würden aber darauf hinweiſen, daß die Maß
nahmen gegen die Kirchen in der Sowjetunion eine inter
nationale Bedeutung erhalten haben, die den Mächten die
moraliſche Pflicht gebe, entſprechende Vorſtellungen in
Moskau zu erheben. An zuſtändiger deutſcher ſowohl wie
ſowjetruſſiſcher Stelle in Berlin konnte die Nachricht bisher
nicht beſtätigt werden.

ten Aufwertungsverfechter Betriebsanwalt Winter be

Die Reichsbankhauptverſammlung.
Mißtrauensantrag gegen Schacht abgelehnt.

o Berlin, 16. Februar.
Die ordentliche Hauptverſammlung der Reichsbank, die

außerordentlich ſtark beſucht war, wurde vom Reichsbank-
präſtdenten Dr. Schacht mit einer längeren Rede eröffnet,
in der u. a. auf die Goldbewegung bei der Reichsbank im
vergangenen Jahre, auf die Schulden des Reiches, auf Am-
lauf und Tilgung der Rentenbankſcheine und auf den
Grundbeſitz ſowie die Verwaltungskoſten der Reichsbank
einging.

Nach Eröffnung der Ausſprache wurde von dem bekann

zweifelt, daß die H. V. überhaupt berechtigt ſei, über eine
Aenderung des Bankgeſetzes abzuſtimmen. Hierüber ent
ſpann ſich ſpäter eine lebhafte Ausſprache, an der Rechts
anwalt Friedmann und Wimpfheimer und Betriebsanwalt
Winter teilnahmen. Dr. Däumer von der Reichsbank gab
eine ausführliche Begründung der allgemeinen Aenderun
gen des Vankgeſetzes, und Dr. Schacht ging auf die Aende-
rung der Gewinnverteilung ein. Die Ausſprache wurde
ſchließlich ſo heftig, daß Betriebsanwalt Winter unter teil
weiſer Heiterkeit und geringem Beifall einen Mißtrauens-
antrag gegen den Reichsbankpräſidenten einbrachte, der als
geſchäftsordnungswidrig zurückgewieſen wurde.

Die Ablehnung des Winterſchen Vertagungsantrages
erfolgte mit 16 232 Nein-Stimmen gegen 954 Ja-Stimmen.
Sodann wurde über den Abſchluß für das Geſchäftsjahr
1929 abgeſtimmt, der mit 14 756 Stimmen gegen 598 Stim
men angenommen wurde.

Willkürakt der Saarregierung.
Kaltſtellung der Sparkaſſen im Saargebiet.

Saarbrücken, 16. Februar.
Neue von der Regierungskommiſſion vorgeſchlagene Mu-

ſterſatzungen, wodurch nach langjähriger Saumſeligkeit plötz
lich die Saarregierung ein angebliches Intereſſe für das
Eigentum der Spareinleger bekunden will, bedeuten eine
Kaltſtellung ſämtlicher ſaarländiſcher Sparkaſſen. Die An
gelegenheit erregt größtes Aufſehen in den ſaarländiſchen
Wirtſchaftskreiſen.

Die Satzungen des Deutſchen Sparkaſſen und Girover
bandes werden von der Saarregierung derart abgeändert,
daß der immer größer werdende Geldabfluß aus den fran
zöſiſchen Banken aufgehalten und durch Abdroſſelung des
Giro, Kontokorrent- und Depoſitengeſchäfts dieſen Banken
neue Kunden und damit neue Gewinne zugeſchoben werden
ſollen. Die Regterungsvorlage verlangt u. a., daß die Er
richtung von Nebenſtellen der Sparkaſſen der Genehmigung
der Saarregierung unterſteht. Der Entwurf verſucht, die
Haftung des Geſchäftsträgers in dieſem Fall der Stadt
Saarbrücken auszuſchließen, womit die Mündelſicherheit
der Sparkaſſengelder in Frage geſtellt wird. Der Entwurf

verſucht, das Hypotheken- und Darlehensgeſchäft unmöglich
zu machen und geht ſo weit, die Höchſtſumme der Sparein-
lagen auf 30 000 Franken feſtzulegen.

Durch Beſchränkung auf phyſiſche Perſonen ſoll der Kun
denverkehr mit Firmen unmöglich gemacht werden. Eine
weitere Forderung iſt, daß die Sparbücher nur auf Fran
kenwertung lauten ſollen, womit das große Dollar- und
Markgeſchäft der Sparkaſſen hinfällig werden müßte. Der
Entwurf geht ſogar ſo weit, den Rahmenſatz für den Zins
fuß durch die Regierungskommiſſton feſtſetzen laſſen zu wol
len und verſucht durch einſchränkende Beſtimmungen jeg
liches ſelbſtändige Handeln des Bankvorſtandes zu unter
binden.

Die Abſicht des genannten Entwurfs wird dadurch deut
lich, daß die Sparkaſſen verfügbare Gelder nur bei Bank-
anſtalten und Geldinſtituten anlegen dürfen, die von der
Regierungskommiſſion hierzu zugelaſſen werden. Auf dieſe
Weiſe wird verſucht, die Sparkaſſen des Saargebietes in die
Gewalt und Abhängigkeit derjenigen Banken zu bringen,
die von Regierungsſeike als Jntereſſenvertreter ihrer Poli
tik angeſehen werden. Ob die Stadtverordneten der Stadt
Saarbrücken Luſt empfinden, ihre Sparkaſſen durch perſön
liche oder ſonſtige Jntereſſenpolitik landfremder Elemente
an das franzöſiſche Bankkapital verſchachern zu laſſen, wird
man wohl von vornherein verneinen können. Dieſer un
glaubliche Regierungsvorſtoß erregt im Saargebiet größtes

Die Hochſchulreform.
Aus dem Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages.

o Berlin, 16. Februar.
Jm Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages machte

Miniſterialdirektor Richter längere Ausführungen über die
Reform der Univerſitäten. Er betonte, daß dieſe Frage in
den nächſten Jahren gelöſt werden müſſe. Die von Haeniſch
begonnene organiſatoriſche Reform ſei in weſentlichen Punk
ten gefördert worden.

Die Schwierigkeit der Univerſitäten

liege insbeſondere in ihrer Aeberfüllung. Was die Bereiligüng der Arbeiterſöhne am Hohſchulſtudium angehe, ſo

gehörten 19 bis 20 v. H. aller Studenten Bevölkerungs
kreiſen an, die nach ihrem Einkommen auf der Arbeiterſtufe
ſtünden. Bezüglich der

Reform des mediziniſchen Studiums

ſeien die Arbeiten durch das Reichsinnenminiſterium vor
einigen Wochen in Angriff genommen worden. Eine Ver
längerung des Studiums ſei nicht vorgeſehen, wohl aber
eine ſchärfere Trennung der naturwiſſenſchaftlich-biolo
giſchen und der mediziniſchtechniſchen Studien,

Die juriſtiſche Studienreform

ſtehe unmittelbar vor dem Abſchluß. Die Hochſchulverwal
tung habe ſich mit reformfreudigen juriſtiſchen Profeſ
ſoren zuſammengeſetzt und ſei ſich darüber ſchlüſſig gewor
den, daß vor allem der Stoffbereich eingeengt und der Lehr
ſtoff zuſammengefaßt werden müſſe.

Was das philologiſche Studium angehe,
ſo ſei es ſachlich unmöglich geweſen, von der Hochſchulver
waltung aus hier reformierend vorzugehen, bevor nicht die
e der Boelitzſchen Schulreform ſichtbar geweſen
eien.

Nutznießer des Weltkrieges.
Poincaré über Frankreichs gute Finanzlage.

S Paxis, 15. Februar.
Poincareé veröffentlicht im „Excelſtior“ wieder einen

Artikel, der diesmal der franzöſiſchen Finanzlage gewidmet
iſt. Wenn die franzöſiſche Finanzlage dank der Stabiliſie
rungsmaßnahmen heute als vorzüglich anzuſehen ſei, ſo
müſſe man ſich doch in der Kammer darüber klar werden,
daß die geforderten Maßnahmen einer Steuererleichterung
ſich nicht von heute auf morgen durchführen ließen, ohne
das Gleichgewicht des Haushalts ernſtlich zu gefährden. Die
Steuern ſeien bereits um drei Milliarden ermäßigt worden,
und man könne ſehr wohl von Jahr zu Jahr in dieſer Rich
tung fortfahren. Die Ausſprachen in der Kammer machten
jedoch den Eindruck, als ob man das Korn eſſen wolle, be
vor es reif ſei, und Chéron habe recht, wenn er ſich mit
aller Energie dagegen verwahre. Man dürfe ſich aber nicht
durch den Reichtum der Staatskaſſe täuſchen laſſen, denn
ohne dieſes Rückgrat könnte Frankreich niemals einen
Haushalt von 50 Milliarden durchbringen.

Die Finanzlage ſei ohne Zweifel ausgezeichnet und
werde ſich bei der Anwendung des Youngplanes noch ver
beſſern, vorausgeſetzt, daß Deutſchland den übernommenen
Verpflichtungen nachkomme. Die deutſchen Zahlungen ge

nügten, um die franzöſiſchen Schulden an England und
Amerika zu decken und 2,5 Milliarden Franken jährlich für
Frankreichs eigene Bedürfniſſe zu verwenden. Wenn daher
die Finanzgebarung in vernünftigen Bahnen bleibe, ſo
werde Krankreich in einigen Jahren finanziell ſo daſtehen
wie wenige Staaten, die durch den Krieg gelitten haben.

Guche nach erträglicher Löſung.
Um die Deckung des Fehlbetrags der Arbeitsloſenver

ſicherung.
e Berlin, 16. Februar.

Jn der interfraktionellen Beſprechung der Finanzſach
verſtändigen der Regierungsparteien mit dem Reichsfinanz
miniſter wurde die Frage der Deckung des Fehlbetrages der
Arbeitsloſenverſicherung behandelt.

Den Beratungen lag ein Vorſchlag zugrunde, wonach
das Reichsfinanzminiſterium einen Betrag von 250 Mil
lionen der Vorzugsaktien der Reichsbahn verkaufen ſoll,

und zwar ſollen daraus im Jahre 1930 150 Millionen und
im Jahre 1931 100 Millionen zur Verfügung geſtellt wer
den. Der dann noch fehlende Betrag ſoll von der Arbeits

Aufſehen.

Des Freundes Schuld ind Sühne

Original-Roman von Ludwig Berger.
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„Sie haben uns aber erſchreckt!“ ſtotterte Zadowski nun
mit wahrer Teufelsgrimaſſe. „Der Herr Hilfsförſter
Hartung! Was was ſoll denn das nur?“ Jn dem
ſelben Augenblick verhüllte eine dunkle Wolke die Mond
ſichel, ſo daß es auf ein paar Minuten ſtockfinſter wurde.
Das kam dem Begleiter vorzüglich zuſtatten. Blitzſchnell
hob er ſein Gewehr von der Erde auf und verſchwand im
Buſchwerk, ohne daß Wilhelm es hindern konnte. UAmſo
gebieteriſcher fordert er den Langen auf, ihm zur Ober
ne zu folgen, indem er deſſen Büchſe über die Schulter

ing.
„Mein Herr, ſind Sie denn von Sinnen?“ keuchte Za

dowski. „Sie wollen mich doch nicht etwa wie einen Wil
derer behandeln?“

„Allerdings iſt das meine Abſicht, denn Sie ſind ein
ſolcher, und der Hirſch dort iſt nicht der erſte, den Sie
meinem Herrn weggeſchoſſen haben.

„Sie ſind ein Narr, Hartung! Vergeſſen Sie, bitte,
nicht, wen Sie vor ſich haben,“ klang es hohnlachend zurück.
„Nehmen Sie hier dieſe beiden blauen Scheine und geben
Sie ſich zufrieden

„Was, Sie wagen es noch, zu einem Beſtechungsverſuch
5 greifen Mein Herr, ich bin kein Lump!“ rief Wil
elm in größter Entrüſtung aus. „Das iſt eine unerhörte

Zumutung, die Jhnen teuer zu ſtehen kommen wird.
„Beſtechungsverſuch? Wer denkt denn daran Jch

will Jhnen das Geld nicht etwa zum Geſchenk machen, da
mit Sie den Mund halten. Nein, es ſoll als Bezahlung
für den Hirſch gelten. Sie können es der Forſtkaſſe über
eben. Wiſſen Sie dgnn gar nicht, daß ich die Erlaubnis
abe, hier zu ſchießen Der Herr Graf iſt, wie auch der

Oberförſter, mein beſter Freund. Wie die Zwei in meinem
Je nach Herzensluſt jagen können, darf ich es auch hier

n.

ſondern zugleich auch Amtsvorſteher war, konnte nicht ohne

„Von ſolchem Uebereinkommen iſt mir nichts bekannt.
Ich halte dieſe Behauptung für eine Lüge. Sie ſind in

meinen Augen ein Wilderer. Alſo folgen Sie mir!“
Da nützke kein Fluchen, kein Verwünſchen, der Ertappte

mußte ſich dem Willen des Jägers fügen.
Auf der Oberförſterei lag alles längſt in tiefſtem

Schlummer, und Herr Rogalla, der nicht nur Oberförſter,

Mühe geweckt werden. Als er vernahm, um was es ſich
handelte, geriet er in die größte Aufregung, befahl dem
Jäger, draußen zu warten und nötigte den Verhafteten
mit nicht weniger als freundlicher Miene in ſein Geſchäfts
zimmer. Hier kam es denn nun zwiſchen den beiden Zech
kumpanen zu einem ſo erregten Auftritt, daß Wilhelm im
Hausflur faſt kein Wort von dem entging, was drinnen ge
ſprochen, oder beſſer gebrüllt wurde. Die beiden empör
ten Herren ahnten offenbar nicht, daß der Jäger der pol
niſchen Sprache, deren ſie ſich bedienten, vollkommen mäch-
tig war.

„Zadowski, diesmal kann ich Sie nicht herausreißen!
Um alles in der Welt warum laſſen Sie ſich denn auch
fangen Was ſoll ich nur machen Sie wiſſen Der
ein wie gefährlicher Kerl Hartung iſt. Zu fatal, dieſe
verdammte Geſchichte!“ rief der Oberförſter mit heiſerer
Baßſtimme aus. Worauf der andere nicht minder laut er
widerte:

„Sie müſſen mich herausreißen, Rogalla! Machen Sie
die Sache doch bloß nicht ſchlimmer als ſie iſt! Es heißt
einfach, n die Erlaubnis zum Abſchuß einiger Hirſche
gehabt. Damit iſt es gut.

„Das geht nicht, das kann ich in dieſem Fall nicht.
Hartung iſt ſchlau und ſehr ehrgeizig. Es iſt doch klar,
daß er dieſe ſeine Heldentat nicht umſonſt vollbracht haben
will. Komme ich ihm mit Ausreden, ſo wendet er ſich
ganz beſtimmt an den Alten ſelber.“

„Aber zum Donnerwetter, wollen Sie mich denn hinter
Schloß und Riegel bringen? Das müßte doch die Folge
ſein, wenn die Sache nicht pertuſcht wird. Jm ſchlimmſten
Falle bekämen Sie für die mir erteilte Erlaubnis einen
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über Jhren Dienſteifer aus.

loſenverſicherung ſelbſt aufgebracht werden, und zwar durch

h. e Tkleinen Rüffel, der ſich verſchmerzen läßt, zumal. wenn ich
ein paar Lappen ſpringen laſſe. Es kommt mir bekanntlich
darauf niemals an. Soll dieſe Bagatelle denn etwa
unſere Freundſchaft in die Brüche gehen laſſen Denken
Sie etwa, mein Lieber, ich würde mich, falls ich vor Ge
richt käme, nicht mit Händen und Füßen wehren? Dabei
könnte mir zu meiner Verteidigung leicht ein unbedachtes
Wort über unſer bisheriges Verhälknis entſchlüpfen. Jch
meine, eine Liebe ſei der andern wert.“

Da wurde der Oberförſter allmählich ruhiger, ſtapfte
mit ſchweren Schritten im Zimmer umher, ſprach lange kein
Wort und überlegte angeſtrengt, was zu tun ſei. Dann
riß er die Tür auf, trat an den draußen wartenden Jäger
heran und ſagte mit erzwungener Freundlichkeit:

„Lieber Hartung, ich ſpreche Jhnen meine Anerkennung
Jn dieſem Falle handelt es

ſich nun freilich nicht um einen Jagdfrevel im eigentlichen
Sinne, da Herr Zadowski eine Ausnahmeſtellung ein
nimmt. Jch werde die Angelegenheit in die Hand
nehmen. Gehen Sie jetzt heim und ſchlafen Sie ſich aus.

Damit war Wilhelm entlaſſen. Drinnen aber wurde
bei einem kräftigen Punſch die Freundſchaft erneuert. Za
u durfte den erlegten Hirſch behalten, und alles war
gut.

Als der Hilfsjäger zur Mittagszeit Krieger Bericht er
ſtattete, da ſchlug der an ſeine Stirn und ſagte höchſt un
mutig: „Hartung, Sie ſtellen alles verkehrt an Wenn
ich nur wüßte, was ich tun ſoll, um Sie zu einem vernünf
tigen Menſchen zu machen!“

Und ich werde mich nicht zufrieden geben!“ erwiderte
Wilhelm flammenden Blickes. „Wird Zadowski nicht be
ſtraft, wie er es verdient, ſo öffne ich dem Grafen einmal
gründlich die Augen.“ Der Förſter lachte ihm ins Ge
ſicht, zündete ſeine Pfeife an und hielt es nicht für nötig,
re dieſe Angelegenheit noch ein weiteres Wort zu ver
ieren.

(Fortſetzung folgt.)



Verwaltungsreform, Leiſtungsverminderung oder Sr
höhung der Beiträge. e

Eine Entſcheidung fiel in den Beſprechungen noch nicht.
Es verlautet jedoch, daß trotz mancher Bedenken eine An

näherung unter den Parteien in der Frage des Verkaufs
der Vorzugsaktien erfolgt iſt. Die Beratungen ſollen am
Montag, 17 Ahr, fortgeſetzt werden, nachdem ſich mittags
zunächſt die ſozialpolitiſchen Sachverſtändigen der Regie
rungsparteien mit dieſer Frage beſchäftigt haben.

Auch Branntweinverkauf wird eingeſchränkt.

e Berlin, 16. Februar.
Der volks wirtſchaftliche Ausſchuß des Reichstags traf

die Entſcheidung über den Paragraphen 15 des Gaſtſtätten
geſetzes, der vorſieht, daß die oberſten Landesbehörden den
Ausſchank von Branntwein ſowie den Kleinhandel mit
Branntwein für beſtimmte Morgenſtunden und ferner an
Lohn und Gehaltszahlungstagen, jedoch höchſtens zwei Ta
gen in der Woche, ganz oder teilweiſe verbieten oder be
ſchränken können.

Nach längerer Ausſprache wurde die Beſtimmung mit
14 gegen 13 Stimmen angenommen. Die Mehrheit ſett ſich
aus Sozialdemokraten, Kommuniſten und den Abgeordneten
Dr. Strathmann (Dnat.) und Dr. Mumm (Chriſtl. Nat.
Arb. Gem.) zuſammen. Praktiſch würde die Durchführung
dieſes Beſchluſſes bedeuten, daß der BranntweinAusſchant
und verkauf an den Freitagen und Sonnabenden jeder
Woche verboten werden könnke. Auf ſozialdemokratiſchen
Antrag wurde noch eine Ergänzung dahin beſchloſſen, daß
das Verbot auch auf die Wahltage für den Reichstag, die
r und Gemeindevertretüngen ausgedehnt werden

ann.

Nationalitätenhetze in Dänemark.
V Kopenhagen, 16. Februar.

Jn einem Vortrag, den der frühere deutſche Reichstags
abgeordnete und ſpätere däniſche Miniſter H. P. Hanſſen
in Nyköbing-Falſter über Nordſchleswig hielt, kam er auch
auf die deutſchen Schulforderungen zu ſprechen, deren erſte
Behandlung durch das Folketing vor wenigen Tagen ſtatt
fand. Hanſſen erklärte u. a., die nordſchleswigſchen Schul
geſetze hätten ſo gewirkt und ſeien ſo gehandhabt worden,
daß nicht der geringſte Beweis dafür geführt werden könnte,
daß ein Kind eines deutſchen Bürgers anders behandelt
worden ſei, als das eines Dänen.

Dies ſei aber den Deutſchen nicht genug; ſie verlangten
nun größeren Zuſchuß zu den Privatſchulen für deutſche
Kinder, als er däniſchen Privatſchulen gewährt werde, fer
ner beſondere Schulkommiſſionen für deutſche Schulen. Se
wünſchten, kurz geſagt, eine privilegierte Stellung im däni
ſchen Stagt. Darauf könne man ſich auf däniſcher Seite
nicht einlaſſen: Er hoffe, der däniſche Reichstag werde dieſes
Verlangen ablehnen

w

Hanſſen ſollte ſich daran erinnern, was er ſelbſt ſeiner
zeit im deutſchen Reichstag für däniſche Schulen diesſeits
der Grenze gefordert hat und was auch jetzt die Dänen
ſüdlich der neuen Reichsgrenze für ihre Schulen fordern.
Wenn Hanſſen ſagt, die Deutſchen forderten für ihre Privat
ſchulen mehr als den Dänen für Privatſchulen gewährt
wird, ſo muß daran erinnert werden, daß die Deutſchen
notwendigerweiſe ihr Kulturgut nur in privaten, nicht aber
in öffentlichen Schülen ihrer Nachkommenſchaft vermitteln
können. Jm übrigen wird man darüber lächeln, daß ein
Mann, der angeblich für den Friedensnobelpreis vorgeſchla
gen worden iſt, in öffentlichen Vorträgen Nationalitäten
hetze für richtig hält.

Polizeiſtunde ein Ahr!
Volks wirtſchaftlicher Ausſchuß des Reichstages.

Berlin, 15. Februar.
Jn der Sitzung des Volks wirtſchaftlichen Ausſchuſſes des

Reichstages wurde anläßlich des Schankſtättengeſetzes auch
die Polizeiſtunde einer Neuregelung unterzogen. Nach mehr
ſtündiger Debatte, in der ſich der Vertreter der Reichsregie
rung ſowie die Vertreter Preußens und Bayerns mit ein
dringlichen Worten gegen jede reichsgeſetzliche ſchematiſche
Regelung dieſer Frage gewandt hatten, mit der Bitte, es
bei der Regierungsvorlage zu belaſſen, wurde mit knapper
Stimmenmehrheit gegen die Darlegungen der Regierungs
vertreter entſchieden.

Die Polizeiſtunde für Gaſt und Schankwirtſchaften aller
Art wurde allgemein auf ein Uhr feſtgeſetzt, jedoch beſteht
die Möglichkeit, daß die oberſte Landesbehörde oder die von
ihr beſtimmte nachgeordnete Behörde Ausnahmen in ge
wiſſem Amfange zulaſſen kann.

Zuſammenſchluß in der Landwirtſchaft

Die Gründung des genoſſenſchaftlichen Einheitsverbandes.

o Berlin, 15. Februar.
Nachdem in außerordentlichen Tagungen die Auflsſungs

beſchlüſſe des Reichsverbandes der deutſchen landwirtſchaſt
lichen Genoſſenſchaften und des Generalverbandes der deut
ſchen Raiffeiſen-Genoſſenſchaften erfolgt waren, fand in
Form einer geſchäftlichen Sitzung in Anweſenheit des
Reichslandwirtſchaftsminiſters Dietrich, des Präſidenten der
Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, Klepper, und Ge
heimrats Dr. Kißler von der Deutſchen Rentenbank- Kredit
anſtalt die Gründung des genoſſenſchaftlichen Einheitsver
bandes ſtatt, der unter der Bezeichnung „Reichsverband der
deutſchen land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Raiffeiſen
e. V.“ demnächſt ſeine Tätigkeit auſfnimmt.

Dem Einheitsverband traten insgeſamt 35 Verbände,
unter denen ſich neben den Verbänden des bisherigen
Reichsverbandes und des bisherigen Generalverbandes der
oberſchleſiſche Einheitsverband, der Verband Regensburg
und die Genoſſenſchaftsverbände der deutſchen Bauernver-
eine und der deutſchen Bauernſchaft befinden, und 12 Zen
kralgeſchäftsanſtalten bei. Damit werden dem Einheits
verband rund 37 300 Einzelgenoſſenſchaften angehören.

Der Vorſtand des Einheitsverbandes ſetzt ſich folgender
maßen zuſammen: Landesökonomierat Dr. h. c. Johännſſen
als Ehrenpräſident, Geheimer Landesökonomierat Hohenegg
und Reichsminiſter a. D. Dr. Hermes als Präſidenten, Re
gierungspräſident z. D. Freiherr von Braun und Landes
äkonomierat Dr. Rabe als ſtellvertretende Präſidenten, Re
gierungsrat Gennes als Generalanwalt, Direktor Schmidt
und Direktor Brenning als ſtellvertretende Mitglieder des

Präſidiums.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 17. Februar 1930

Um die Verlängerung der Deſſau-Wörlitzer Eiſenbahn
bis Bergwitz.

Der Gemeinnützige Verein von Oranienbaum hat dem
Landeshauptmann der Provinz Sachſen am 30. Januar
nachſtehende Bitte unterbreitet:

„Der ſehnlichſte Wunſch ſeit Jahrzehnten, den Wörlitzer
Winkel nach der WittenbergBergwitzer Seite erſchloſſen
zu ſehen, hat ſich leider immer noch nicht verwirklicht.

Die von dem Herrn Laudrat von Bodenhauſen, Witten
berg, vor über einem Jahrzehnt nach Eröffnung der Kohlen
felder in Bergwitz beabſichtigte Eiſenbahnverbindung von
Bergwitz nach Deſſau konnte wegen angeblicher nicht ge
nügender Rentabilität nicht zur Ausführung gelangen,
obgleich die Kohle gut und konkurrenzfähig iſt. In Rück
ſicht auf die allgemeine Depreſſion in hieſiger Induſtrie
und den ländlichen Bezirken wäre es erwünſcht, daß die
Bahnlinie von Gohrau Grenze nach Bergwitz durchgeführt
würde, da die DeſſauWörlitzer Eiſenbahn jetzt von Woör
litz bis Gohrau die Trace baut. Alsdann würde ein freier
Warenaustauſch mit den wohlhabenden Orten Rieſigk,
Bleeſern, Seegrehna, Pratau in Wirkſamkeit treten. Auch
die Reiſeverbindung nach Berlin, der Niederlauſitz und
Schleſien über WittenbergFalkenberg, die jetzt nur auf Um
wegen über WittenbergCoswig zu erreichen iſt, ſtände dem
Reiſeverkehr über Bergwitz offen

Die liebe alte Lutherſtadt Wittenberg, ſowie die hieſige
Stadt mit ihrem Schloß und Park würden ſich eines
regeren Beſuches erfreuen. Dieſe Momente würden weſent
lich zur Hebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe beitragen.

Bemerken möchten wir noch, daß die Eiſenbahnver
bindung OranienbaumBurgkemnitz nur als Werkbahn
benutzt wird, indem dort nur zwei Züge zum Arbeiter
Transport auf der Linie Zſchornewitz-«Oranienbaum ge
fahren werden.

Die Bergwitzer Braunkohlenwerke teilten mir auf eine
Anfrage mit, daß ſie dem Projekt geneigt ſind und wunſch
gemäß ſich mit dem Vorſtand der BergwitzKemberger
Kleinbahn in Verbindung geſetzt haben.

Die Bewohner des Wörlitzer Winkels würden es dank-
bar begrüßen, wenn Sie verehrter Herr Landeshauptmann,
Ihr geneigtes Wohlwollen dieſer Angelegenheit widmen
wollen, damit die jetzt einſeitige Orientierung des Wörlitzer
Winkels aufhört.“

Der Landeshauptmann der Provinz Sachſen erteilt
dem Vorſtand des Gemeinnützigen Vereins, Oranienbaum,
unter dem 10. Februar nachſtehenden Beſcheid:

„Das Projekt wird von mir im Auge behalten. Mit
Rückſicht auf die ungünſtige allgemeine Wirtſchaftslage
und die außerordentlichen Schwierigkeiten in der Beſchaffung
von Geldmitteln durch langfriſtige, Anleihen, halte ich es
aber für ganz ausgeſchloſſen, daß ſich die Finanzierung
des Unternehmens in abſehbarer Zeit durchführen läßt, zu
mal auch die örtlich beteiligten Stellen Kreis und die in
Betracht kommenden Gemeinden ſich verpflichten müßten,
recht erhebliche Summen für den Bau ſicherzuſtellen und
außerdem den Grund und Boden für die Herſtellung des

Bahnkörpers und ſeiner Nebenanlagen unengeltlich her
zugeben. Dem Provinzialverbande von Sachſen iſt es
jedenfalls aus den genannten Gründen nicht möglich, z. Zt.
einer Erörterung der Frage der Finanzierung des Unter
nehinens durch Beteiligung der Provinz näherzutreten,
Wie aber ſchon geſagt, wird die Angelegenheit von mir im
Auge behalten.“

Auch die BergwitzKemberger Kleinbahn gab dem Ge
meinnützigen Verein Oranienbaum folgenden Beſcheid:

Ich beziehe mich auf das an ſie in der gleichen An
gelegenheit gerichtete Schreiben des Herrn Landeshaupt
manns vom gleichen Tage K l. 500/30 Den Aus-
führungen des Herrn Landeshauptmann kann ich nur bei
treten. Auch meinerſeits wird die Angelegenheit im Auge
behalten werden

Hoffen wir, daß es den preußiſchen Behörden dennoch
in abſehbarer Zeit gelingen möge, dieſe Teilſtrecke aus
zubauen, zur Unterſtützung der jetzt um ihre Werte ringenden

Landbevölkerung. Pf.Wanderarbeiter für die Landwirtſchaft. Wegen
der milden Witterung in dieſem Winter war es möguch,
einen Teil der Arbeiten, die die Landwirtſchaft ſonſt erſt
im Vorfrühling unkernimmt, ſchon während des Winters
durchzuführen Aus dieſem Grunde ſind viele Landwirte
geneigt, die ſommexlichen Saiſonarbeitskräfte in dieſem
Jahre erſt zu einem ſpäteren Termine als ſonſt einzuſtellen.
Bei der ſtarken Leutenotk im hieſigen Bezirke, die durch die
auch in dieſem Jahre wieder erfolgte planmäßige Ver
ringerung des PolenKontingents noch verſtärkt wird, iſt

Schloß Gmunden.
Jnfolge der Jnflation und da die Regelung betreffs des
Welfenfonds noch immer nicht erledigt iſt, iſt der Herzog
von Braunſchweig gezwungen, das Schloß, das auch eine

ſehr wertvolle Bibliothek in ſich birgt, zu ſchließen

es dringend erwünſcht, gute deutſche Wanderarbeitskräfte
aus den Ueberſchußgebieten für die hieſige Landwirtſchaft
zu bekommen. Das Arbeitsamt Deſſau hat darum bereits
mit den Ueberſchußgebieten in Weſtfalen und Thüringen
die Fühlung aufgenommen und dort feſtgeſtellt, daß die
Arbeitsämter aus den Bezirken Niederſachſen, Nordmark
und Pommern, ſchon dabei ſind, die Ueberführungstrans
porte von Arbeitskräften aus Weſtfalen in ihre Bezirke
durchzuführen. Wenn der hieſige Bezirk daher nicht die
Kräfte bekommen ſoll, welche die anderen Bedarfsgebiete
in Weſtfalen als weniger geeignet übriglaſſen, ſo iſt es
dringend notwendig, ſofort auch mit der Verpflichtung von
Kräften und ihrer Ueberführung bis ſpäteſtens Anfang
März nach hier zu beginnen. Wenn es der Landwirtſchaft
in Niederſachſen, Nordmark und Pommern, die in gleicher

Weiſe die Vorteile des milden Winters hatte, möglich iſt,
die Arbeitskräfte ſchon jetzt einzuſtellen, ſo muß dies im
Intereſſe einer Belieferung init guten Kräften auch der
hieſigen Landwirtſchaft möglich ſein. Die landwirtſchaftliche
Fachabteilung des Arbeitsamtes Deſſau bittet daher alle
Landwirte, die auf deutſche Wanderarbeitskräfte reflektieren,
ihren Bedarf umgehend bei ihr anzumelden. (Siehe An
zeige in heutiger Nummer.)

Der neue Leipziger Sender in Betrieb. Von der Ober
poſtdirektion Leipzig wird mitgeteilt: Der neue Bezirksſender in Leipzig hat die Auefendung des mitteldeutſchen

Rundfunkprogramms endgültig übernommen, nachdem er
in den letzten Tagen bereits wiederholt probeweiſe ein
geſchaltet worden war. Außer einwandfreier Konſtant-
haltung der Sendewelle, die es ermöglicht, den Sender
von ſeinen Wellennachbarn beſſer zu trennen als bisher,

iſt eine weſentliche Verbeſſerung der Modulation und eine
etwa 25prozentige Zunahme der Lautſtärke gegenüber dem
Erſatzſender, bzw. dem alten Rundfunkſender erreicht

worden. Bei dem neuen Bezirksſender handelt es ſich um
einen von der Firma C. Lorenz A.G. in Berlin auf
geſtellten fremderregten Röhrenſender mit 3 Stufen. Jn
der erſten Stufe, dem Steuerſender, ſind 1, in der Trenn
ſtufe, Und in der Endſtufe 8, insgeſamt alſo 11 Senderöhren
mit je 1,5 Kilowatt Leiſtung vorgeſehen.

Keine Ueberſchreitung der Polizeiſtunde! Eine Ent
ſcheidung, die beſonders für die Gaſtwirte von großer Be
deutung iſt, hat jetzt das Limburger Amtsgericht betreffs
der Ueberſchreitung der Polizeiſtunde gefällt. Ein Gaſtwirt
aus Niederzeuzheim erhielt, weil er über die Polizeiſtunde
hinaus Bier verzapft hatte, einen Strafbefehl in Höhe von
10 Mark. Er erhob Einſpruch mit dem Ergebnis, daß zu
nächſt der Strafbefehl beſtätigt wurde. Jn einer Berufungs
verhandlung vor der Strafkammer des Landgerichts Lim
burg betonke der Gaſtwirt, daß er nach 12 Uhr, alſo nach
der Polizeiſtunde, kein Gewerbe mehr betrieben, ſondern
ſeinen Stammgäſten aus Anlaß ſeines Geburtstages Frei
bier gegeben habe. Jn der Urteilsbegründung heißt es, daß
eine Verletzung der Polizeivorſchrift nicht vorliege, wenn
der Wirt nach der Polizeiſtunde privatim Gäſte ohne Ent
gelt bewirte. Der Angeklagte wurde freigeſprochen.

Bernburg. Anter einem Maſchinen-Kratzer
zerfleiſcht. Auf dem Kaliwerk Wintershall geriet beim
Verladen von Rohſalz der 21jährige Arbeiter Pech mann
beim Nachholen von Salzmengen unter einen

Maſchinenkratzer, der ihm den rechten Arm voll
ſtändig herausriß. Außerdem erlitt er andere Verletzun
gen, denen er im Krankenhaus erlag.

Eiſenberg. Scheunenviertel wegen Waſſer
mangel abgebrannt. Das Scheunenviertel des
Rittergutes Törpla iſt das Opfer eines Großfeuers ge
worden. Von den brennenden Scheunen konnte man leider
nicht viel retten. Die Feuerwehren mußten ſich auf die
Rettung des Herrſchaftsgebäudes und der benachbarten
Güter beſchränken, da es an Waſſer mangelte. Mädchen
und Frauen holten von weit her das Waſſer mit
Butten, die Männer bedienten die Spritzen. Der Schaden
an Gebäuden und Jnventar beträgt rund 70 000 Mark.

Wolfen bei Bitterfeld. Feuerin der Filmfabröik.
Aus noch nicht geklärter Arſache entſtand im Werkgelände
der J. G. Filmfabrik ein Brand, der ſich bald zu einem
Großfeuer entwickelte. Es kam aus dem Säureturm der
Kunſiſeidenabteilung, wo große Säuremengen lager
ten. Große Flammenſäulen ſchlugen aus dem Dach des Ge
bäudes. Qualmwolken ſtiegen hoch in die Luft. Das Feuer
erfaßte das ganze Dach und die Vorderſeite des Gebäudes.
die vernichtet wurde.

Jeſſen (Elbe). Künſtliche Bewäſſerung des
Jeſſen-Schweinitzer Obſtbau gebiet. Zur Be
wäſſerung des verhältnismäßig trockenen Obſtbaugebietes
iſt jetzt von der Landwirtſchaftskammer für die Provinz
Sachſen eine großzügige Bewäſſerungsanlage geplant. Die
Koſten ſind mit rund 470 000 Mark veranſchlagt. Mit Hilfe
zweier Pumpen ſoll das Waſſer der Schwarzen Elſter ent
nommen, einem 2000 Meter entfernten Baſſin zugeführt
und von dort aus verteilt werden. Jnsgeſamt werden rund
40 000 Meter Rohrleitungen gebraucht

Halle. Bauer gefunden. Bei Wettin wurde vom
Brückenwärter Vogt eine männliche Leiche aus der Saale
gelandet. Die Mordkommiſſion ſtellte feſt, daß der Tote
der vermißte Direktor Vauer der Saale- Mitteldeutſche Spe
ditions und Schiffahrtsgeſellſchaft m. b. H. iſt, der ſeit De
ſener verſchwunden und möglicherweiſe ermordet worden
iſt.

Neiden (Bezirk Torgau). Zwei Kinder er-
trunken. Beim Spielen auf dem Eiſe brachen hier zwei

Knaben, der 3jährige Horſt Schmidt und der 5jährige Her
bert Kunze, ein und ertranken.

Eilenburg. Vom Laſtauto totgequetſcht. Hier
ereignete ſich ein ſchwerer Verkehrsunfall. Ein Kohlenlaſt
auto mit Anhänger aus Leipzig kam die Bergſtraße her
unter, und da die Straße mit Glatteis bedeckt war, geriet
der Wagenzug ins Rutſchen. Der Anhänger kam auf den
Bürgerſteig und er drückte den gerade zu ſeiner Arbeits
ſtätte gehe 53jährigen Eiſenbahnoberſchaffner Her

mann nBerlin. Die Neugeſtaltung Berlins. Die Ge
miſchte Deputation zur Vorbereitung von Organiſations
entwürfen hat ſich mit der Frage der Neugeſtaltung Ber
lins beſchäftigt. Redner aller Parteien brachten ihr Be
fremden darüber zum Ausdruck, daß den Gemeindekörper
ſchaften Berlins nicht die Möglichkeit gegeben werde, ſich
über die Pläne des Miniſteriums zu unterrichten. Ein

ſtimmig wurde beſchloſſen, an den preußiſchen Miniſter des
nern den Antrag zu richten den Referenten Entwurf des
iniſteriums fofort den ſtädtiſchen Körperſchaften zugäng

lich zu machen, damit ſie zu dem Entwurf Stellung nehmen
können, bevor er dem Staatsminiſterium zur Beſchtſung vorgelegt wird. v ußloſ-



Reichenbach i. V. „Möge es Dir beſſer er
en als mir!“ Der 17fährige Helmut Ger ber ließ

ch in ſelbſtmörderiſcher Abſicht vom Zug überfahren. Jn
einem hinterlaſſenen Brief an ſeinen Feund ſpricht er den
b aus, daß es dieſem beſſer im Leben gehen möge
als ihm.

Klingenthal. Feuerwehr auf Schlitten und
Skiern. Kürzlich iſt die Feuerwehr der Gemeinde Ober
ſachſenberg mit einem Motorſchlitten und Schneeſchuhen
ausgerüſtet worden. Jn den zum Teil weit auseinander
liegenden Ortſchaften des oberen Erzgebirges mit ihrem
d gende Winter hat ſich dieſe Einrichtung ſehr gut

ewährt.
Annaberg. Schneidemühle niedergebrannt.

In der Schneidemühle des Veſitzers Kärm pf in Sieben
höfen war aus ungeklärte Weiſe ein Feuer ausgebrochen.
Trotz des ſofortigen Eingreifens mehrere Feuerwehren war
die Mühle nicht mehr zu retten. Sie iſt völlig nieder
gebrannt.

Münchner Jluſtrierke ich Arnold

Gymnaſtaldirektor ſeines Amtes enthoben

Er führte Fricks Anordnung nicht durch.
Oberſtudiendirektor Dr. Siefert wurde vom thü-

ringiſchen Volksbildungsminiſterium vorläufig ſeines
Amtes enthoben, weil er Maßnahmen des Miniſteriums
nicht zur Durchführung gebracht habe. Es handelt ſich
dabei um die von dem nationalſozialiſtiſchen thüringiſchen
Volksbildungsminiſter Dr. Frick angeordnete Auf
hebung des Verbotes nationalſozialiſtiſcher Schüler
vereinigungen, im vorliegenden Falle um das Verbot der
„Adler und Falken“ am Wilhelm-Wernſt-Gymnaſium in
Weimar, das von Siefert erlaſſen worden war. Siefert
hatte dieſes Verbot trotz der Verordnung nicht aufgehoben.

Bücher und Zeitſchriftenſchau.

Ein Tagebuch des Lebens kann man die im Verlag Dr.
SelleEysler Al-G., Berlin SW. 68 erſcheinenden „Wahren Ro
mane“ nennen. Die „Wahren Romane“ ſind nicht eine neue Art
literaxiſcher Schöpfungen, die nur in beſonderer Weiſe das Herz
des Leſers zu gewinnen trachten, ſondern die wahrheitsgetreue
Wiedergabe tatfächlicher Exeigniſſe, die von den Erzählenden er

lebt wurden und die jedem von unshin einer verwandten Form
begegnen können.

Soeben erſchien der ſtebende Band der „Wahren Romane“
(Preis 1 Mark deſſen ungemein packenden Jnhalt man mit nicht
nachlaſſender Spannung lieſt. Wen die Schickſale ſeiner Mit
menſchen mehr intereſſieren, als erfundene Geſchehniſſe, wer eine
wirklich feſſelnde und bereichernde Lektüre ſucht, der wird zu dem
neuen Bande der „Wahren Romane“ greifen müſſen.

Der Schuß auf den Chef unter dieſem Titel berichtet ein
junges Mädchen ihre erſchütternden Lebensſchickſale in dem neuen
Heſt der „Wahren Erzählungen“ (Verlag Dr. SelleEysler A.G.
Berlin SW. 68). Bekanntlich bringt dieſe intereſſante und einzig
artige Zeitſchrift nur Beiträge, die die ungeſchminkte Wiedergabe
tatſächlicher Geſchehniſſe darſtellen. So enthält auch das ſoeben
erſchienene MärzHeft außer der oben genannten Erzählung ſieben
weitere packende und lehrreiche Erlebniſſe, deren Lektüre jedem
empfohlen ſei.

Chriſtliche Gemeinſchaft innerhalb d. Landeskirche

Dienstag abends 8 Uhr Bib elſtund e
im Bürgerſaal

Prediger WeſtermannWittenberg.
Hierzu wird herzlichſt eingeladen.

Nutz- und Brennholz- Verkauf
der Oberförſterei Gräfenhainichen

am Mittwoch, den 26. Februar 1930, vorm. 9 Ahr im
Goßmannſchen Lokale in Seegrehna
Förſterei Heinrichswalde: Totalität

in kleinen Loſen für19 gen u. 3. 14 fm7 Eſchen 2 u. Kl.en n gtelimacher59 Rüſtern 2. u. 3. Kl. 32 fm
28 rm Eichen-Kloben, 2,20 und 2,50 m lang
3 rm Erlen-Kloben 2 mm lang, Pantoffelholz

400 rm Scheit, Kloben u. Knüppel von Eiche, Eſche, Rüſter u. Erle
Förſterei Bleeſern: Durchforſtungen Jagen 167, 169 u. Totalität

7. rm AkazienKloben und Knüppel
130 rm KiefernKloben und Knüppel
44 rm Kiefern-Reiſer I. Kl.

Bezahlung kann im Termin erfolgen.

Gelta oder Bemberg?
Welchen Strumpf ſoll man heute kaufen

Fragen Sie im Spezialgeſchäft, und man wird Ihnen ſagen, daß ſowohl Celta wie auch Bemberg die ver
ſchiedenſten Qualiräten haben. Wenn Sie aber allen Zweifeln aus dem Wege gehen wollen, ſo kaufen Sie

h 6 trämpfe
Dieſelben werden aus beſtem Rohmaterial hergeſtellt und von Fachleuten noch beſonders ausgeſucht.

Der Preußtsche Staatsovertörster
Wanderarbeiter ſür die Landwirtſchaft

Da die Landwirte aus Niederſachſen, Nordmark und Pommern
bereits begonnen haben, die ſommerlichen Arbeitskräfte aus Weſtfalen
durch ihre zuſtändigen Arbeitsämter überführen zu laſſen, ſo iſt es drin
gend notwendig, Anträge auf Beſorgung von ſolchen Arbeitskräften
ſofort an uns zu richten, damit auch wir die Verflichtüng und Ueber
führung der Leute umgehend in die Wege leiten können, um nicht nach
her die von den anderen Bezirken als weniger geeignet übrig gelaſſenen
Leute zu bekommen.

Das Arbeitsamt Deſſau
Land wirtſchaftliche Fachabteilung

Morgen Dienstag von 2 Uhr Grüne Heringe
frische

Schaum-, Faſten,
Pfund 20 Pfennig

friſch eingetroffen beiMohn- und Kümmel-
Brezeln J. G. GlauvigMorgen Dienstag eintreffendſowie täglich friſches

Kaſſee- und Tee Gehück friſcher Schellfiſch

grüne HeringO. Herrmann, Bäckerei
Empfehle Dienstag mittag ab Uhr

friſche Räucherwaren
Emma Reinecke

Schaum und Faſten
brezeln

T Dienstag früh
eintreſfend

ſ. Pfann u 9pcigcuchen

friſche grüne Heringe

friſchen Schellſiſch

Hermann Busch

Reinhold Hartmmanm,

onan menZahn-Atelier

F P. G ene I Delikateßgeſchäft.

Dentist: W DreVollst. schmerzlinderndes n piliger wieder
Zahnziehen

Plombieren in Gold, Silber
und Kupferamalgam

Anfertigung künstlicher
Zähne in Kautſchuck, Gold u.

unechten Metallen, ſowie

Kronen, Brückenarbeiten
und Stiftzähne.

Reparaturen werden ſchnell
ſtens ausgeführt.

Jeetiychverhauf
friſcher Schellfiſch
und grüne Heringe

Paul Miertzſchke, Burgſtraße

Eine hochtragende

Leinekuh
ſteht zum Verkauf

Eduard Faust, Bräunigk bei
Schleeſen.

nene n mm nen nen ws

ät. Hanne Fiuntorstron
empfiehlt Ewald Ballmann verkauft Knape, ECutzſch

M Schneidermeister U
u. ſonſtige Reflektanten, die mit Herren u. Knaben Kleider
abrik Verbindung ſuchen (Einführung Kertiger Konfekt.) wollen

(mit Angaben ihrer Verhältniſſe) ſchreiben an

B. N. U. 263., Ala Amnone. Exp. Berlin W. 35

Durch gemeinsame Abschlüsse mit über 750 Kauf

häusern und Geschäftfen wird in Preis und Qualität
Herworragendes geboten.

Versuchen Sie den „D“-Strumpf, für gute Qualität

bürgt meine Firma sowie der Stempel meines

Durch meine Strumpfkarte biete ich meinen verehrten Kunden noch einen beſonderen Anreiz

Wer 12 PaarStrümpfe bei 1

mir gekauft
hat, erhält

Bitte Strumpfſparkarte hierfür anzufordern

Einkaufkonzerns

zum Durch

Otto Wildau, KKemberg
Manufaktur- und Modewarenhaus

Prima junges fettes

Nind- und
Hammelſleiſch

friſche Flecke
empfiehlt

Rich. Krauſemann Nachf.
Jnh. Heinrich Schneider

Einen kleinen

Ackerwagen
hat abzugeben Kreuzſtraße 19b

Kaufmänniſche Vereinigung
und

Gewerbe- Verein
Mittwoch, den 19. Februar, abends 9 Ahr findet

im Hotel „Blauer Hecht“ eine

Versammlung
ſtatt. Tagesordnung:Stellungnahme zum Vorſchlag der Regierung in Merſeburg,
vor Weihnachten nur noch an zwei Sonntagen die Läden

geöffnet zu halten.
Die Mitglieder werden gebeten, vollzählig an dieſer Verſammlung teil

zunehmen Die Vorſtände
Achtung!

Kränze und Ankerlagen
liefert billig und gut

Frau M. Becker, Kranzbinderei
Wittenberger Straße 40

Eine junge
2Milchkuh

zu verkaufen Kreuzſtraße 19 b

„Goldene Weintraube
Voranzeige?

Sonntag, den 23. Februar

Faftnachten mit
Bockhierfeft

Kchühenhaus
Voranzeige?

Sonnabend und Sonntag

Haus
Fastnachten

I Gari Fröhnel

In Haus u. Grundbeſitzer-
Suche ein Verein e. V.Ostermädchen Am Mittwoch, den 19. Februar,

abends 8 Uhr bei Ernſt Bachmann

oder ein 15 16 Jahre altes für Verſammlung
ſofort oder ſpäter, für Haushalt mit Tagesordnung wird in der Ver
Familienanſchluß. Zu erfragen in ſammlung bekanntgegeben

der Geſchäftsſtelle d. Bl. Der Vorſtand

Nach einem gesegneten Lebensabend entschlief
gestern abend II Uhr im Alter von 82 Jahren unser
eber guter Vater, Schwieger- und Großvater, Bruder
Schwager und Onkel

der Pensionär

Cottlieh Lehmann
In stiller Trauer

im Namen der Hinterbliebenen
Familie Walter Morawietz

Kemberg, den 17. Februar 1930
Die Beerdigung findet am Mittwoch, nachmittags 4 Uhr

vom Trauerhaus, Leipziger Straße 55, aus statt

Redaktion Druck und Verlag Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr 203.
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